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Beschluss des Akkreditierungsrates 

Antrag: 02. Programmakkreditierung - Begutachtung im Bündel 
Studiengang: Medienwissenschaften, M.A. 
Hochschule: Hochschule für Bildende Künste Braunschweig 

Standort: Braunschweig 
Datum: 17.09.2019 

Akkreditierungsfrist: 01.10.2019 - 30.09.2027  

1. Entscheidung 

Der oben genannte Studiengang wird mit Auflagen akkreditiert. 

Der Akkreditierungsrat stellt auf Grundlage des Gutachtens des Gutachtergremiums (Ziffer 2 des 
Akkreditierungsberichts) fest, dass die fachlich-inhaltlichen Kriterien erfüllt sind. In Abweichung vom 
Entscheidungsvorschlag der Agentur (Ziffer 1 des Akkreditierungsberichts) stellt der Akkreditierungsrat 
fest, dass die formalen Kriterien nicht erfüllt sind. Diese Entscheidung weicht von der Empfehlung der 
Gutachtergruppe und/oder der Agentur erheblich ab. Deshalb hat die Hochschule die Möglichkeit 
gemäß § 22 (3) MRVO bzw. der entsprechenden Regelung in der anwendbaren Landesverordnung 
innerhalb eines Monats Stellung zu dem Beschluss zu nehmen. Wenn die Hochschule fristgerecht 
keine Stellungnahme einreicht, die den Beschluss in Frage stellt, wird der Beschluss wirksam. Stellt 
die Stellungnahme den Beschluss in Frage, wird sich der Akkreditierungsrat erneut mit dem Antrag 
befassen und dabei die Stellungnahme einbeziehen. 

2. Auflagen 

Die Prüfungsordnung muss überarbeitet werden. Die Anrechnung außerhochschulischer Kompetenzen 
darf nicht auf berufliche erworbene Kompetenzen beschränkt sein (Erfüllung des Kriteriums gemäß § 9 
Abs. 1 MRVO) 

3. Begründung 

Die im Akkreditierungsbericht enthaltene Bewertung des Studiengangs auf Grundlage der formalen 
Kriterien ist im Wesentlichen nachvollziehbar, vollständig und begründet. Die aus der Bewertung 
resultierenden Entscheidungsvorschläge der Agentur sind jedoch nicht durchweg plausibel, so dass 
der Akkreditierungsrat nach intensiver Beratung zu einer abweichenden Entscheidung gelangt ist. Die 
Agentur hatte in der Bewertung der besonderen kriterien für Kooperationen mit nichthochschulischen 
Einrichtungen gemäß 3 9 MRVO empfohlen, die Prüfungsordnung des Masterstudienganges bzgl. der 
Anrechnungsmodalitäten dahingehend zu überarbeiten, auch Kompetenzen, die an 
außerhochschulischen Bildungseinrichtungen erworben wurden, zu berücksichtigen. Nach 
eingehender Prüfung ist der Akkreditierungsrat der Auffassung, dass die gegenwärtige Bestimmung 
der Prüfungsordnung des Masterstudiengangs einen Mangel darstelllt und hinsichtlich der 
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Kriterienerfülluing eine Empfehlung nicht ausreichend ist. Die Regelungen zu Anrechnung von 
Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen nach § 6 Abs. 1 der Prüfungsordnung für den 
Masterstudiengang lautet: "Beruflich erworbene Kompetenzen, die den im Studiengang zu 
erwerbenden entsprechen, werden nach Maßgabe der Gleichwertigkeit auf Antrag vom 
Prüfungsausschuss bis zu 50 Prozent der zu erwerbenden credits anerkannt." Damit wird die 
Anerkennung  außerhochschulischer Kompetenzen auf berufliche Kompetenzen eingeschränkt. Der 
Akkreditierungsrat stellt darin einen Widerspruch zu § 9 Abs. 1 MRVO fest und spricht eine Auflage 
aus. 


